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zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 
— Drucksache 10/1441 — 

A. Problem 

Das Aufsichtsrecht für das Kreditwesen hat bisher verbunde-
nen Kreditinstituten und Tochterinstituten im Ausland zu we-
nig Aufmerksamkeit geschenkt. Dadurch wurde der Aufbau 
von Kreditpyramiden begünstigt, denen nur ein anormal ge-
ringes Eigenkapital gegenübersteht. Die Notwendigkeit eines 
weltweiten bankenaufsichtsrechtlichen Zusammenfassungs-
verfahrens ist heute allgemein anerkannt und auch Gegen-
stand einer in nationales Recht umzusetzenden EG-Richt-
linie. 

Das Risiko, mit dem Kreditinstitute arbeiten, ist durch Ent-
wicklungen der letzten Jahre — wie Konjunkturrückschläge, 
hohe Arbeitslosigkeit, ungewohnte Preisentwicklung bei Im-
mobilien, Überschuldung von Ländern der Dritten Welt — 
besonders deutlich geworden. Eine Stärkung der Kapitalbasis 
aller Kreditinstitute ist deshalb erwünscht. Dabei ist zu prü-
fen, ob die bisher für einzelne Kreditinstitutsarten geltenden 
Grundlagen zur Risikobegrenzung wettbewerbsneutral sind. 

B. Lösung 

Entsprechend der Regierungsvorlage werden künftig Kredit-
institutskonzerne und das von ihnen aufgebaute Gesamtrisiko 
auf zusammengefaßter Basis überwacht; der Ausschuß 
schlägt hierzu ein Konsolidierungsverfahren vor, das Über-
gangshärten vermeidet. 

*) Der Bericht der Abgeordneten Dr. Köhler (Duisburg) und Rapp (Göppingen) folgt. 
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Die Voraussetzungen, unter denen bestimmte Eigenkapital-
surrogate als mitbestimmender Maßstab für das höchstzuläs-
sige Kreditvolumen anerkannt werden sollen, werden präzi-
siert; künftig sollen alle Kreditinstitutsarten neben stillen Be-
teiligungen in Relation zum Eigenkapital 25 v. H. Genuß

-

rechtskapital nutzen können. Über das eingezahlte Kapital 
hinaus kraft Rechtsform oder Vereinbarung bestehende Haf-
tungen sollen grundsätzlich nicht berücksichtigt werden; eine 
historisch bedingte Ausnahme für Kreditgenossenschaften 
wird nach einer Zusage des Bundesministers der Finanzen 
durch Rechtsverordnung in zehn Jahresraten halbiert wer-
den. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen, die keine 
Mehrheit fanden, betrafen 

— einen Haftungszuschlag für Sparkassen in Anlehnung an 
die Stellungnahme des Bundesrates (SPD, in modifizierter 
Form auch DIE GRÜNEN), 

— folgende Sofortmaßnahmen zur ergänzenden Strukturver-
änderung (SPD): 

Die Zahl von Aufsichtsratssitzen, die von einer Person aus-
geübt werden dürfen, wird auf insgesamt zehn Sitze festge-
legt. 

Die Befugnis des Aufsichtsrates, die Bücher und Schriften 
der Gesellschaft einzusehen, wird dahin gehend ausgewei-
tet, daß auch die Aushändigung der Unterlagen verlangt 
werden kann. 

Das Vollmachtstimmrecht wird so begrenzt, daß bei der 
Wahl von Geschäftsleitern oder Angestellten der bevoll-
mächtigten Bank zum Aufsichtsratsmitglied eine aus-
drückliche Weisung eingeholt werden muß. 

Die berufliche Tätigkeit der Aufsichtsratsmitglieder und 
ihre Zugehörigkeit zu einem Unternehmen ist in dem Ge-
schäftsbericht anzugeben. 

D. Kosten 

Wesentliche Kosten für die öffentliche Hand sind vorbehalt-
lich des Berichts des Haushaltsausschusses nach § 96 der Ge-
schäftsordnung weder nach der Regierungsvorlage noch nach 
der vom Ausschuß vorgeschlagenen Fassung zu erwarten. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/2459  

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1441 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 14. November 1984 

Der Finanzausschuß 

Gattermann 

Vorsitzender 

Dr. Köhler (Duisburg) 

Berichterstatter 

Rapp (Göppingen) 
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Zusammenstellung 
des Entwu rfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Kreditwesen 
— Drucksache 10/1441 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das 

Kreditwesen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1121), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 21 des 
Gesetzes vom 29. März 1983 (BGBl. I S. 377), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 werden die Worte 
„in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Januar 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 127), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über das Kredit-
wesen vom 24. März 1976 (Bundesgesetzbl. I 
S. 725)," gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„, Geschäftsführer von Kreditgenossen-
schaften auch dann, wenn sie nicht dem 
Vorstand angehören" gestrichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 6 werden die Worte „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Fe-
bruar 1940 (Reichsgesetzbl. I  S. 437), zuletzt 
geändert durch das Haushaltsstrukturge-
setz vom 18. Dezember 1975 (Bundesge-
setzbl. I S. 3091)," gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Für die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
gelten § 14 und die auf Grund von § 47 Abs. 1 
Nr. 2 und § 48 getroffenen Regelungen;" 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das 

Kreditwesen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1121), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 21 des 
Gesetzes vom 29. März 1983 (BGBl. I S. 377), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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Entwurf 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Das Bundesaufsichtsamt für das Kre-
ditwesen kann im Einzelfall bestimmen, daß 
auf ein Unternehmen im Sinne des  §1 
Abs. 1 die Vorschriften der §§ 10 bis 20, 24 
bis 38, 45 bis 46c und 51 Abs. 1 insgesamt 
nicht anzuwenden sind, solange das Unter-
nehmen wegen der Art der von ihm betrie-
benen Geschäfte insoweit nicht der Aufsicht 
bedarf. Die Entscheidung ist im Bundesan-
zeiger bekanntzumachen." 

3. In § 6 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Das Bundesaufsichtsamt nimmt die ihm 
nach diesem Gesetz und nach anderen Geset-
zen zugewiesenen Aufgaben nur im öffentli-
chen Interesse wahr." 

4. In § 8 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Bei der Aufsicht über Kreditinstitute, die 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft Bankgeschäfte 
betreiben, sowie bei der Aufsicht über Kreditin-
stitute auf zusammengefaßter Basis arbeiten 
das Bundesaufsichtsamt und, soweit sie im 
Rahmen dieses Gesetzes tätig wird, die Deut-
sche Bundesbank mit den zuständigen Behör-
den des betreffenden Mitgliedstaates zusam-
men. Mitteilungen der zuständigen Behörden 
eines anderen Mitgliedstaates, welche die Auf-
sicht auf zusammengefaßter Basis betreffen, 
dürfen nur zu diesem Zweck verwendet wer-
den." 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 30 
Abs. 2 Satz 2" durch die Verweisung auf 
„§ 30 Abs. 2 Satz 3" ersetzt. 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die 
Weitergabe von Tatsachen an Bankauf-
sichtsbehörden in anderen Staaten oder 
an von diesen beauftragte Personen, 
wenn diese Behörden oder Personen ei-
ner den Sätzen 1 und 2 entsprechenden 
Schweigepflicht unterliegen." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Satz 2 ist nicht anzuwenden, soweit Tatsa-
chen betroffen sind, die den in Absatz 1 Satz 
1 oder 2 bezeichneten Personen durch eine 
Bankaufsichtsbehörde eines anderen Staa-
tes oder durch von dieser Behörde beauf-
tragte Personen mitgeteilt worden sind." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Das Bundesaufsichtsamt für das Kre-
ditwesen kann im Einzelfall bestimmen, daß 
auf ein Unternehmen im Sinne des § 1 
Abs. 1 die Vorschriften der §§ 10 bis 20, 24 
bis 38, 45 bis 46c und 51 Abs. 1 dieses Geset-
zes sowie des § 112 Abs. 2 der Vergleichs-
ordnung insgesamt nicht anzuwenden sind, 
solange das Unternehmen wegen der Art 
der von ihm betriebenen Geschäfte insoweit 
nicht der Aufsicht bedarf. Die Entscheidung 
ist im Bundesanzeiger bekanntzumachen." 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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Entwurf 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Kredite an den Kommanditisten, den Ge-
sellschafter einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung, den Aktionär, den 
Kommanditaktionär oder an den Anteilseig-
ner an einem Kreditinstitut des öffentlichen 
Rechts, dem mehr als fünfundzwanzig vom 
Hundert des Kapitals (Nennkapital, Summe 
der Kapitalanteile) des Kreditinstituts gehö-
ren oder dem mehr als fünfundzwanzig vom 
Hundert der Stimmrechte zustehen, sind ab-
zuziehen, wenn sie zu nicht marktmäßigen 
Bedingungen gewährt werden oder soweit 
sie entgegen der Bankübung nicht ausrei-
chend gesichert sind. Für die Berechnung 
des Vomhundertsatzes nach Satz 2 gilt § 16 
Abs. 2 bis 4 des Aktiengesetzes entspre-
chend." 

b) Die Absätze 4 und 5 werden durch folgende 
Absätze 4 bis 7 ersetzt: 

„(4) Vermögenseinlagen stiller Gesell-
schafter sind dem haftenden Eigenkapital 
nur zuzurechnen, 

1. wenn sie bis zur vollen Höhe am Verlust 
teilnehmen, 

2. wenn sie erst nach Befriedigung der 
Gläubiger des Kreditinstituts zurückge-
fordert werden können, 

3. wenn sie dem Kreditinstitut mindestens 
für die Dauer von fünf Jahren zur Verfü-
gung gestellt worden sind, 

4. solange der Rückzahlungsanspruch 
nicht in weniger als drei Jahren fällig 
wird oder auf Grund des Gesellschafts-
vertrages fällig werden kann und 

5. wenn das Kreditinstitut bei der Begrün-
dung der stillen Gesellschaft auf die in 
den Sätzen 2 und 3 genannten Rechtsfol-
gen ausdrücklich und schriftlich hinge-
wiesen hat. 

Nachträglich können die Teilnahme am 
Verlust nicht geändert, der Nachtrag nicht 
beschränkt sowie die Laufzeit und die Kün-
digungsfrist nicht verkürzt werden. Eine 
vorzeitige Rückzahlung ist dem Kreditinsti-
tut ohne Rücksicht auf entgegenstehende 
Vereinbarungen zurückzugewähren. Kre-
dite an stille Gesellschafter, deren Vermö-
genseinlage mehr als fünfundzwanzig vom 
Hundert des haftenden Eigenkapitals be-
trägt, sind vom haftenden Eigenkapital ab-
zuziehen, wenn sie zu nicht marktmäßigen 
Bedingungen gewährt werden oder soweit 
sie entgegen der Bankübung nicht ausrei-
chend gesichert sind. Für die Berechnung 
des Vomhundertsatzes nach Satz 4 gilt § 16 
Abs. 4 des Aktiengesetzes entsprechend. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Die Absätze 4 und 5 werden durch folgende 
Absätze 4 bis 8 ersetzt: 

„(4) Vermögenseinlagen stiller Gesell-
schafter sind dem haftenden Eigenkapital 
nur zuzurechnen, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. solange der Rückzahlungsanspruch 
nicht in weniger als zwei Jahren fällig 
wird oder auf Grund des Gesellschafts-
vertrages fällig werden kann und 

5. unverändert 

Nachträglich können die Teilnahme am 
Verlust nicht geändert, der Nachrang nicht 
beschränkt sowie die Laufzeit und die Kün-
digungsfrist nicht verkürzt werden. Eine 
vorzeitige Rückzahlung ist dem Kreditinsti-
tut ohne Rücksicht auf entgegenstehende 
Vereinbarungen zurückzugewähren. Kre-
dite an stille Gesellschafter, deren Vermö-
genseinlage mehr als fünfundzwanzig vom 
Hundert des haftenden Eigenkapitals be-
trägt, sind vom haftenden Eigenkapital ab-
zuziehen, wenn sie zu nicht marktmäßigen 
Bedingungen gewährt werden oder soweit 
sie entgegen der Bankübung nicht ausrei-
chend gesichert sind. Für die Berechnung 
des Vomhundertsatzes nach Satz 4 gilt § 16 
Abs. 4 des Aktiengesetzes entsprechend. 
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Entwurf 

(5) Nachgewiesenes freies Vermögen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden Ge-
sellschafters kann auf Antrag in einem vom 
Bundesaufsichtsamt zu bestimmenden Um-
fang als haftendes Eigenkapital berücksich-
tigt werden. 

(6) Maßgebend für die Bemessung des 
haftenden Eigenkapitals ist die letzte für 
den Schluß eines Geschäftsjahres festge-
stellte Bilanz. Das Bundesaufsichtsamt 
kann nachgewiesene Kapitalveränderungen 
bereits vor Feststellung des Jahresabschlus-
ses berücksichtigen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) Kapital, das gegen Gewährung von 
Genußrechten eingezahlt ist, ist dem haf-
tenden Eigenkapital nur zuzurechnen, 

1. wenn es bis zur vollen Höhe am Verlust 
teilnimmt, 

2. wenn es erst nach Befriedigung der 
Gläubiger des Kreditinstituts zurückge-
fordert werden kann, 

3. wenn es dem Kreditinstitut mindestens 
für die Dauer von fünf Jahren zur Verfü-
gung gestellt worden ist, 

4. solange der Rückzahlungsanspruch 
nicht in weniger als zwei Jahren fällig 
wird oder auf Grund des Vertrages fällig 
werden kann, 

5. wenn das Kreditinstitut bei Abschluß 
des Vertrages auf die in den Sätzen 2 
und 3 genannten Rechtsfolgen aus-
drücklich und schriftlich hingewiesen 
hat und 

6. soweit das Genußrechtskapital fünfund-
zwanzig vom Hundert des haftenden Ei-
genkapitals nach den Absätzen 2 und 3 
ohne einen Zuschlag nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 3 nicht übersteigt; das Bun-
desaufsichtsamt kann Ausnahmen zu-
lassen, wenn das Genußrechtskapital 
zum Ausgleich von Verlusten des haf-
tenden Eigenkapitals geleistet wird. 

Nachträglich können die Teilnahme am 
Verlust nicht geändert, der Nachrang nicht 
beschränkt sowie die Laufzeit und die Kün-
digungsfrist nicht verkürzt werden. Eine 
vorzeitige Rückzahlung ist dem Kreditinsti-
tut ohne Rücksicht auf entgegenstehende 
Vereinbarungen zurückzugewähren. Wer-
den Wertpapiere über die Genußrechte be-
geben, so ist in den Zeichnungs- und Aus-
gabebedingungen auf die in den Sätzen 2 
und 3 genannten Rechtsfolgen hinzuweisen. 
Ein Kreditinstitut darf in Wertpapieren ver-
briefte eigene Genußrechte nur erwerben, 
wenn es mit dem Erwerb eine Einkaufkom-
mission ausführt. 

(6) Nachgewiesenes freies Vermögen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden Ge-
sellschafter kann auf Antrag in einem vom 
Bundesaufsichtsamt zu bestimmenden Um-
fang als haftendes Eigenkapital berücksich-
tigt werden. 

(7) Maßgebend für die Bemessung des 
haftenden Eigenkapitals ist die letzte für 
den Schluß eines Geschäftsjahres festge-
stellte Bilanz. Das Bundesaufsichtsamt 
kann nachgewiesene Kapitalveränderungen 
bereits vor Feststellung des Jahresabschlus-
ses berücksichtigen. 
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Entwurf 

(7) Die Kreditinstitute haben dem Bun-
desaufsichtsamt und der Deutschen Bun-
desbank unverzüglich die Kredite anzuzei-
gen, die nach Absatz 2 Satz 2 oder nach Ab-
satz 4 Satz 4 abzuziehen sind. Diese Kredite 
sind unverzüglich erneut anzuzeigen, wenn 
die gestellten Sicherheiten oder die Kredit-
bedingungen rechtsgeschäftlich geändert 
werden. Das Bundesaufsichtsamt kann von 
den Kreditinstituten alle fünf Jahre einmal 
eine Sammelaufstellung der nach Satz 1 an-
zuzeigenden Kredite einfordern." 

7. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10a 

Eigenkapitalausstattung von 
Kreditinstitutsgruppen 

(1) Gruppenangehörige Kreditinstitute müs-
sen insgesamt ein angemessenes haftendes Ei-
genkapital haben. § 10 über die Eigenkapital-
ausstattung einzelner Kreditinstitute gilt ent-
sprechend. 

(2) Kreditinstitute gehören einer Kreditinsti-
tutsgruppe im Sinne dieser Vorschrift an, wenn 
ein Kreditinstitut (übergeordnetes Kreditinsti-
tut) bei einem anderen Kreditinstitut (nachge-
ordnetes Kreditinstitut) mindestens vierzig 
vom Hundert der Kapitalanteile unmittelbar 
oder mittelbar hält (erhebliche Beteiligung) 
oder unmittelbar oder mittelbar beherrschen-
den Einfluß ausüben kann. Unmittelbar und 
mittelbar gehaltene Kapitalanteile sowie Kapi-
talanteile, die einem anderen für Rechnung ei-
nes gruppenangehörigen Kreditinstituts gehö-
ren, sind zusammenzurechnen; mittelbar gehal-
tene Kapitalanteile bleiben bei der Ermittlung 
der erheblichen Beteiligung außer Betracht, 
wenn sie durch ein Unternehmen vermittelt 
werden, an dem das übergeordnete Kreditinsti-
tut weniger als vierzig vom Hundert der Kapi-
talanteile unmittelbar hält; dies gilt entspre-
chend für mittelbar gehaltene Kapitalanteile, 
die durch mehr als ein Unternehmen vermittelt 
werden. Kapitalanteilen stehen Stimmrechte 
gleich. § 16 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes gilt 
entsprechend. Als nachgeordnete Kreditinsti-
tute gelten auch 

1. Unternehmen, deren Gegenstand darauf ge-
richtet ist, Geldforderungen entgeltlich zu 
erwerben, 

2. Unternehmen, deren Gegenstand darauf ge-
richtet ist, Leasingverträge abzuschließen, 
und 

3. Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Staat, die ein § 1 entsprechendes Bankge-
schäft oder ein Nummern 1 oder 2 entspre-
chendes Geschäft betreiben, ausgenommen 
Unternehmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 und 8, 

wenn an ihnen eine erhebliche Beteiligung be

-

steht oder wenn auf sie ein beherrschender 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(8) Die Kreditinstitute haben dem Bundes-
aufsichtsamt und der Deutschen Bundes-
bank unverzüglich die Kredite anzuzeigen, 
die nach Absatz 2 Satz 2 oder nach Absatz 4 
Satz 4 abzuziehen sind. Diese Kredite sind 
unverzüglich erneut anzuzeigen, wenn die 
gestellten Sicherheiten oder die Kreditbe-
dingungen rechtsgeschäftlich geändert wer-
den. Das Bundesaufsichtsamt kann von den 
Kreditinstituten alle fünf Jahre einmal eine 
Sammelaufstellung der nach Satz 1 anzuzei-
genden Kredite einfordern." 

7. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10a 

Eigenkapitalausstattung von 
Kreditinstitutsgruppen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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Entwurf 

Einfluß ausgeübt werden kann. Als nachgeord-
nete Kreditinstitute gelten nicht Unternehmen, 
die ausschließlich das Depot- oder das Invest-
mentgeschäft betreiben. 

(3) Ob gruppenangehörige Kreditinstitute 
insgesamt ein angemessenes haftendes Eigen-
kapital haben, ist anhand einer quotalen Zu-
sammenfassung des haftenden Eigenkapitals 
und der weiteren im Rahmen der Grundsätze 
nach Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 10 
Abs. 1 Satz 2 maßgeblichen Posten zu beurtei-
len. Hierfür hat das übergeordnete Kreditinsti-
tut mit seinen maßgeblichen Posten die maß-
geblichen Posten der nachgeordneten Kreditin-
stitute jeweils in Höhe desjenigen Anteils zu-
sammenzufassen, der seiner Kapitalbeteiligung 
am nachgeordneten Kreditinstitut entspricht. 
Von dem gemäß Satz 2 quotai zusammenzufas-
senden haftenden Eigenkapital sind die bei 
dem übergeordneten Kreditinstitut ausgewie-
senen Buchwerte der Kapitalanteile und der 
Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter nach 
§ 10 Abs. 4 Satz 1, die auf die gruppenangehöri-
gen Kreditinstitute entfallen, abzuziehen; bei 
mittelbaren Beteiligungen sind solche Buch-
werte gemäß Satz 2 quotai abzuziehen. Ist der 
Buchwert einer Beteiligung höher als der nach 
Satz 2 zusammenzufassende Teil des Kapitals 
und der Rücklagen des nachgeordneten Kredit-
instituts, so wird der Unterschiedsbetrag nicht 
in den Abzug nach Satz 3 einbezogen, sondern 
wie eine Beteiligung an einem gruppenfremden 
Kreditinstitut behandelt. Die nicht in die Ver-
rechnung nach Satz 3 eingehenden sonstigen 
für die Berechnung der Grundsätze maßgebli-
chen Posten, die sich aus Rechtsverhältnissen 
zwischen gruppenangehörigen Kreditinstituten 
ergeben, sind wegzulassen. Der Bundesmini-
ster der Finanzen kann im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank durch Rechtsverord-
nung ergänzende Vorschriften erlassen. 

(4) Das übergeordnete Kreditinstitut ist für 
eine angemessene Eigenkapitalausstattung der 
Kreditinstitutsgruppe verantwortlich. Es darf 
jedoch zur Erfüllung seiner Verpflichtungen 
nach Satz 1 auf nachgeordnete Kreditinstitute 
nur einwirken, soweit dem das allgemein gel-
tende Gesellschaftsrecht nicht entgegensteht. 
Das übergeordnete Kreditinstitut hat dem Bun-
desaufsichtsamt und der Deutschen Bundes-
bank monatlich die für die Überprüfung der 
angemessenen Eigenkapitalausstattung erfor-
derlichen Angaben einzureichen. 

(5) Nachgeordnete Kreditinstitute sind ver-
pflichtet, dem übergeordneten Kreditinstitut 
die für eine quotale Zusammenfassung erfor-
derlichen Angaben zu machen. Kann ein über- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) Ob gruppenangehörige Kreditinstitute 
insgesamt ein angemessenes haftendes Eigen-
kapital haben, ist anhand einer quotalen Zu-
sammenfassung des haftenden Eigenkapitals 
und der weiteren im Rahmen der Grundsätze 
nach Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 10 
Abs. 1 Satz 2 maßgeblichen Posten zu beurtei-
len. Hierfür hat das übergeordnete Kreditinsti-
tut mit seinen maßgeblichen Posten die maßge-
blichen Posten der nachgeordneten Kreditinsti-
tute jeweils in Höhe desjenigen Anteils zusam-
menzufassen, der seiner Kapitalbeteiligung am 
nachgeordneten Kreditinstitut entspricht. Von 
dem gemäß Satz 2 quotal zusammenzufassen-
den haftenden Eigenkapital sind die bei dem 
übergeordneten Kreditinstitut ausgewiesenen 
Buchwerte der Kapitalanteile, der Vermögens-
einlagen stiller Gesellschafter nach § 10 Abs. 4 
Satz 1 und des Genußrechtskapitals nach § 10 
Abs. 5 Satz 1, die auf die gruppenangehörigen 
Kreditinstitute entfallen, abzuziehen; bei mit-
telbaren Beteiligungen sind solche Buchwerte 
gemäß Satz 2 quotai abzuziehen. Ist der Buch-
wert einer Beteiligung höher als der nach 
Satz 2 zusammenzufassende Teil des Kapitals 
und der Rücklagen des nachgeordneten Kredit-
instituts, so wird der Unterschiedsbetrag, wie 
er sich bei erstmaliger Einbeziehung der Betei-
ligung in die quotale Zusammenfassung ergibt, 
für die Dauer von längstens zehn Jahren mit 
einem jährlich um mindestens ein Zehntel ab-
nehmenden Betrag nicht in den Abzug nach 
Satz 3 einbezogen, sondern wie eine Beteili-
gung an einem gruppenfremden Kreditinstitut 
behandelt. Die nicht in die Verrechnung nach 
Satz 3 eingehenden sonstigen für die Berech-
nung der Grundsätze maßgeblichen Posten, die 
sich aus Rechtsverhältnissen zwischen grup-
penangehörigen Kreditinstituten ergeben, sind 
wegzulassen. Der Bundesminister der Finan-
zen kann im Benehmen mit der Deutschen 
Bundesbank durch Rechtsverordnung ergän-
zende Vorschriften erlassen. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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geordnetes Kreditinstitut für einzelne gruppen-
angehörige Kreditinstitute die erforderlichen 
Angaben nicht beschaffen, so sind die auf das 
gruppenangehörige Kreditinstitut entfallenden, 
in Absatz 3 Satz 3 genannten Buchwerte vom 
haftenden Eigenkapital des übergeordneten 
Kreditinstituts abzuziehen. 

(6) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten nicht für 
übergeordnete Kreditinstitute, die selbst nach-
geordnete Kreditinstitute sind, es sei denn, es 
handelt sich um wechselseitig beteiligte Kredit-
institute, um Kreditinstitute, die einem Unter-
nehmen nach Absatz 2 Satz 5 Nr. 3 nachgeord-
net sind, oder um Kreditinstitute, an denen 
übergeordnete Kreditinstitute weniger als fünf-
undsiebzig vom Hundert der Kapitalanteile 
halten. Die Absätze 1 und 3 bis 5 gelten nicht 
für nachgeordnete Kreditinstitute, die zu weni-
ger als zehn vom Hundert ihrer Kapitalanteile 
in die Zusammenfassung nach Absatz 3 einzu-
beziehen wären." 

8. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Begrenzung von Anlagen 

(1) Die Anlagen eines Kreditinstituts in 
Grundstücken, Gebäuden, Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung, Schiffen, Anteilen an Kre-
ditinstituten und an sonstigen Unternehmen, 
Forderungen aus Vermögenseinlagen als stiller 
Gesellschafter sowie in Gegenständen, über die 
Leasingverträge abgeschlossen worden sind, 
dürfen, nach den Buchwerten berechnet, zu-
sammen das haftende Eigenkapital nicht über-
steigen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Anteilsbesitz an sonstigen Unternehmen, 
wenn er zehn vom Hundert des Kapitals 
(Nennkapital, Zahl der Kuxe, Summe der 
Kapitalanteile) des Unternehmens nicht 
übersteigt; 

2. zum Eigenhandel und zur Kurspflege be-
stimmte Wertpapiere bis zur Höhe von fünf 
vom Hundert des Kapitals eines Unterneh-
mens, wenn sie an einer gebietsansässigen 
oder gebietsfremden Börse zum Handel zu-
gelassen oder in den geregelten Freiverkehr 
einbezogen sind und wenn sie vom übrigen 
Anteilsbesitz getrennt erfaßt und verwaltet 
werden; 

3. Anteile an Unternehmen, die das Kreditin-
stitut im eigenen Namen für Rechnung ei-
nes Dritten erworben hat, solange das Kre-
ditinstitut sie nicht länger als zwei Jahre 
behält; 

4. Grundstücke, Gebäude und Schiffe sowie 
Anteile an Unternehmen, die das Kreditin-
stitut zur Verhütung von Verlusten im Kre- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(6) unverändert 

8. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Begrenzung von Anlagen 

(1) Die Anlagen eines Kreditinstituts in 
Grundstücken, Gebäuden, Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung, Schiffen, Anteilen an Kre-
ditinstituten und an sonstigen Unternehmen 
sowie in Forderungen aus Vermögenseinlagen 
als stiller Gesellschafter und aus Genußrech-
ten dürfen, nach den Buchwerten berechnet, 
zusammen das haftende Eigenkapital nicht 
übersteigen. 

(2) unverändert 
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ditgeschäft erworben hat, solange das Kre-
ditinstitut sie nicht länger als fünf Jahre be-
hält; 

5. Betriebs- und Geschäftsausstattung der 
Kreditgenossenschaften, soweit sie zur 
Durchführung von Warengeschäften erfor-
derlich ist. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt kann auf Antrag 
zulassen, daß ein Kreditinstitut vorübergehend 
von Absatz 1 abweicht." 

9. Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt: 

„§ 12a 

Begründung von Unternehmensbeziehungen 

(1) Ein Kreditinstitut hat 

1. bei dem Erwerb einer erheblichen Beteili-
gung im Sinne des § 10a Abs. 2 oder bei dem 
Erwerb einer maßgeblichen Beteiligung im 
Sinne des § 13 a Abs. 2 an einem Unterneh-
men nach § 10 a Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 oder 

2. bei der Begründung einer Unternehmensbe-
ziehung, durch die über Mehrheitsbeteili-
gungen oder Beherrschungsverträge unmit-
telbar oder mittelbar beherrschender Ein-
fluß auf ein derartiges Unternehmen ausge-
übt werden kann, 

sicherzustellen, daß es die für die Erfüllung der 
jeweiligen Pflichten nach den §§ 10a, 13a und 
25 Abs. 2 erforderlichen Angaben erhält. Satz 1 
ist hinsichtlich der für die Erfüllung der Pflich-
ten nach den §§ 10a und 13a erforderlichen An-
gaben nicht anzuwenden, wenn durch den ge-
mäß § 10a Abs. 5 Satz 2 vorzunehmenden Ab-
zug der Buchwerte in einer der quotalen Zu-
sammenfassung nach § 10a Abs. 3 und § 13a 
Abs. 3 vergleichbaren Weise dem Risiko aus 
der Begründung der Beteiligung oder der Un-
ternehmensbeziehung Rechnung getragen und 
es dem Bundesaufsichtsamt ermöglicht wird, 
die Einhaltung dieser Voraussetzung zu über-
prüfen. Das Kreditinstitut hat die Begründung 
einer in Satz 1 genannten Beteiligung oder Un-
ternehmensbeziehung unverzüglich dem Bun-
desaufsichtsamt anzuzeigen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Fort-
führung der Beteiligung oder der Unterneh-
mensbeziehung untersagen, wenn das Kredit-
institut die für die Erfüllung der Pflichten nach 
§§ 10 a, 13 a oder 25 Abs. 2 erforderlichen Anga-
ben nicht erhält. Die Ausnahme nach Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend für die Untersagungs-
ermächtigung nach Satz 1." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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10. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 
wird das Wort „fünfundsiebzig" durch das 
Wort „fünfzig" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Nummer 1 ge-
strichen. 

c) In Absatz 4 wird das Wort „fünfundsiebzig" 
durch das Wort „fünfzig" ersetzt. 

d) In Absatz 5 werden die Worte „mit den hier-
für bestellten Sicherheiten" gestrichen. 

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „für andere" werden gestri-
chen. 

bb) Die Verweisung auf „§ 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis 3" wird durch die Verweisung 
auf „§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 7" 
ersetzt. 

11. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 

„§ 13 a  

Großkredite von Kreditinstitutsgruppen 

(1) Für von gruppenangehörigen Kreditinsti-
tuten insgesamt gewährte Kredite gilt § 13 
Abs. 1, 3 bis 7 über Großkredite einzelner Kre-
ditinstitute entsprechend. 

(2) Kreditinstitute gehören einer Kreditinsti-
tutsgruppe im Sinne dieser Vorschrift an, wenn 
ein Kreditinstitut (übergeordnetes Kreditinsti-
tut) bei einem anderen Kreditinstitut (nachge-
ordnetes Kreditinstitut) mindestens fünfzig 
vom Hundert der Kapitalanteile unmittelbar 
oder mittelbar hält (maßgebliche Beteiligung) 
oder unmittelbar oder mittelbar beherrschen-
den Einfluß ausüben kann. Unmittelbar und 
mittelbar gehaltene Kapitalanteile sowie Kapi-
talanteile, die einem anderen für Rechnung ei-
nes gruppenangehörigen Kreditinstituts gehö-
ren, sind zusammenzurechnen; mittelbar gehal-
tene Kapitalanteile bleiben bei der Ermittlung 
der maßgeblichen Beteiligung außer Betracht, 
wenn sie durch ein Unternehmen vermittelt 
werden, an dem das übergeordnete Kreditinsti-
tut weniger als fünfzig vom Hundert der Kapi-
talanteile unmittelbar hält; dies gilt entspre-
chend für mittelbar gehaltene Kapitalanteile, 
die durch mehr als ein Unternehmen vermittelt 
werden. § 10a Abs. 2 Satz 3 bis 6 über gruppen-
angehörige Kreditinstitute gilt entsprechend. 

(3) Ob gruppenangehörige Kreditinstitute 
insgesamt einen Großkredit gewährt haben 
und die Grenzen des § 13 Abs. 3 und 4 einhalten, 
ist anhand einer quotalen Zusammenfassung 
des haftenden Eigenkapitals und der Kredite 
an einen Kreditnehmer festzustellen, wenn für 
eines der gruppenangehörigen Kreditinstitute 
der von ihm gewährte Kredit ein Großkredit im 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Sinne von § 13 Abs. 1 Satz 1 ist. § 10a Abs. 3 
Satz 2 bis 6 über die quotale Zusammenfassung 
gilt entsprechend. 

(4) Das übergeordnete Kreditinstitut hat die 
Anzeigepflichten und die Pflicht zur Einrei-
chung von Sammelaufstellungen nach Absatz 1 
in Verbindung mit § 13 Abs. 1 für die von grup-
penangehörigen Kreditinstituten insgesamt ge-
währten Großkredite zu erfüllen. Es ist dafür 
verantwortlich, daß die gruppenangehörigen 
Kreditinstitute insgesamt die Grenzen des § 13 
Abs. 3 und 4 einhalten. Es darf jedoch zur Erfül-
lung seiner Verpflichtungen nach Satz 2 auf 
nachgeordnete Kreditinstitute nur einwirken, 
soweit dem das allgemein geltende Gesell-
schaftsrecht nicht entgegensteht. 

(5) § 10 a Abs. 5 und 6 über die Informations-
pflicht, das Abzugsverfahren und über Ausnah-
men von der quotalen Zusammenfassung gilt 
entsprechend." 

12. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Kreditinstitute haben der Deut-
schen Bundesbank bis zum Fünfzehn-
ten der Monate Januar, April, Juli und 
Oktober diejenigen Kreditnehmer an-
zuzeigen, deren Verschuldung bei ihnen 
zu irgendeinem Zeitpunkt während der 
dem Meldetermin vorhergehenden drei 
Kalendermonate eine Million Deutsche 
Mark oder mehr betragen  hat."  

bb) Folgender Satz 2 wird eingefügt: 

„Zugleich haben sie für ihnen nachge-
ordnete Unternehmen im Sinne des 
§ 13 a Abs. 2 mit Sitz in einem anderen 
Staat, die § 1 entsprechende Bankge-
schäfte betreiben, deren Kreditnehmer 
im Sinne des entsprechend anzuwen-
denden Satzes 1 anzuzeigen." 

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. In ihm 
wird das Wort „Dies" durch die Worte 
„Satz 1" ersetzt. 

dd) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden 
Sätze 4 und 5. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ergibt sich, daß einem Kreditnehmer 
von mehreren Kreditinstituten oder Unter-
nehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Kre-
dite der in Absatz 1 bezeichneten Art ge-
währt worden sind, so hat die Deutsche 
Bundesbank die beteiligten Kreditinstitute 
zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung 
darf nur Angaben über die Gesamtverschul-
dung des Kreditnehmers und über die An-
zahl der beteiligten Kreditinstitute umfas-
sen. Die Verschuldung bei den beteiligten 
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Kreditinstituten ist in der Benachrichtigung 
aufzugliedern in Verbindlichkeiten aus 

1. Krediten, die frühestens vier Jahre nach 
der Entstehung rückzahlbar sind oder ei-
ner regelmäßigen Tilgung unterliegen, 
die sich über mindestens vier Jahre er-
streckt; 

2. Krediten, die in weniger als vier Jahren 
nach der Entstehung rückzahlbar sind; 

3. Wechselkrediten, bei denen der Kredit-
nehmer einen Anspruch gegen andere 
Wechselverpflichtete hat; 

4. Bürgschaften, Garantien und sonstigen 
Gewährleistungen sowie aus der Haf-
tung aus der Bestellung von Sicherhei-
ten für fremde Verbindlichkeiten und 
aus Verpflichtungen, für die Erfüllung 
entgeltlich übertragener Geldforderun-
gen einzustehen oder sie auf Verlangen 
des Erwerbers zurückzuerwerben; 

5. Krediten, die in den Nummern 1 bis 4 
erfaßt sind und die vom Bund, von einem 
Sondervermögen des Bundes, einem 
Land, einer Gemeinde oder einem Ge-
meindeverband verbürgt oder von diesen 
in anderer Weise gesichert sind; 

6. Krediten, die in den Nummern 1 bis 4 
erfaßt sind und die Voraussetzungen des 
§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 5 erfüllen." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Gelten nach § 19 Abs. 2 mehrere 
Schuldner als ein Kreditnehmer, so ist in 
den Anzeigen nach Absatz 1 auch die Ver-
schuldung der einzelnen Schuldner anzuge-
ben. Bei der Benachrichtigung nach Ab-
satz 2 ist die Gesamtverschuldung der als 
ein Kreditnehmer geltenden Schuldner mit-
zuteilen. Die Verschuldung einzelner 
Schuldner ist nur denjenigen Kreditinstitu-
ten mitzuteilen, die selbst oder deren nach-
geordnete Unternehmen im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 2 diesen Schuldnern Kredite 
gewährt haben." 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Nach dem Abschluß von zwischen-
staatlichen Vereinbarungen oder nach dem 
Inkrafttreten einer Richtlinie der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
Kreditmeldungen im Sinne dieser Vor-
schrift ist die Deutsche Bundesbank befugt, 
die Anzeigen nach Absatz 1 in der nach Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 vorgesehenen Zusam-
menfassung an die in der zwischenstaatli-
chen Vereinbarung oder in der Richtlinie 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vorgesehenen Stellen zur Benachrichtigung 
der beteiligten Unternehmen mit Sitz in ei-
nem anderen Staat weiterzuleiten sowie die 
beteiligten Kreditinstitute gemäß Absatz 2 
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über die Verschuldung von Kreditnehmern 
bei Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Staat zu benachrichtigen." 

13. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Prokuristen und zum gesamten Ge-
schäftsbetrieb ermächtigte Hand-
lungsbevollmächtigte des Kreditin-
stituts," 

bb) Die Nummern 6 bis 11 erhalten fol-
gende Fassung: 

„6. stille Gesellschafter des Kreditin-
stituts, 

7. Unternehmen in der Rechtsform ei-
ner juristischen Person oder einer 
Personenhandelsgesellschaft, wenn 
ein Geschäftsleiter, ein Prokurist 
oder ein zum gesamten Geschäfts-
betrieb ermächtigter Handlungsbe-
vollmächtigter des Kreditinstituts 
gesetzlicher Vertreter oder Mit-
glied des Aufsichtsorgans der juri-
stischen Person oder Gesellschaf-
ter der Personenhandelsgesell-
schaft ist, 

8. Unternehmen in der Rechtsform ei-
ner juristischen Person oder einer 
Personenhandelsgesellschaft, wenn 
ein gesetzlicher Vertreter der juri-
stischen Person, ein Gesellschafter 
der Personenhandelsgesellschaft, 
ein Prokurist oder ein zum gesam-
ten Geschäftsbetrieb ermächtigter 
Handlungsbevollmächtigter dieses 
Unternehmens dem Aufsichtsorgan 
des Kreditinstituts angehört, 

9. Unternehmen, an denen das Kre-
ditinstitut oder ein Geschäftsleiter 
mit mehr als zehn vom Hundert 
des Kapitals des Unternehmens be-
teiligt ist oder bei denen das Kre-
ditinstitut oder ein Geschäftsleiter 
persönlich haftender Gesellschaf-
ter ist; als Beteiligung gilt jeder Be-
sitz von Aktien, Kuxen oder Ge-
schäftsanteilen des Unternehmens, 
wenn er mindestens ein Viertel des 
Kapitals (Nennkapital, Zahl der 
Kuxe, Summe der Kapitalanteile) 
erreicht, ohne daß es auf die Dauer 
des Besitzes ankommt, 

10. Unternehmen, die an dem Kreditin-
stitut mit mehr als zehn vom Hun-
dert des Kapitals des Kreditinsti-
tuts beteiligt sind; Nummer 9 Halb-
satz 2 gilt entsprechend, 
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11. Unternehmen in der Rechtsform ei-
ner juristischen Person oder einer 
Personenhandelsgesellschaft, wenn 
ein gesetzlicher Vertreter der juri-
stischen Person oder ein Gesell-
schafter der Personenhandelsge-
sellschaft an dem Kreditinstitut 
mit mehr als zehn vom Hundert 
des Kapitals beteiligt ist; Num-
mer 9 Halbsatz 2 gilt entspre-
chend," 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewäh-
rung von Krediten an persönlich haftende 
Gesellschafter, an Geschäftsführer, an Mit-
glieder des Vorstandes oder des Aufsichts-
organs, an Prokuristen und an zum gesam-
ten Geschäftsbetrieb ermächtigte Hand-
lungsbevollmächtigte eines von dem Kredit-
institut abhängigen oder es beherrschenden 
Unternehmens sowie an ihre Ehegatten und 
minderjährigen Kinder." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht 

1. für Kredite an Prokuristen und an zum 
gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigte 
Handlungsbevollmächtigte sowie an ihre 
Ehegatten und minderjährigen Kinder, 
wenn der Kredit ein Jahresgehalt des 
Prokuristen oder des Handlungsbevoll-
mächtigten nicht übersteigt, 

2. für Kredite an in Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 
11 genannte Personen oder Unterneh-
men, wenn der Kredit weniger als eins 
vom Hundert des haftenden Eigenkapi-
tals des Kreditinstituts oder weniger als 
hunderttausend Deutsche Mark beträgt, 

3. für Kredite, die um nicht mehr als zehn 
vom Hundert des nach Absatz 1 Satz 1 
beschlossenen Betrages erhöht werden." 

d) Absatz 4 Sätze 4 und 5 erhalten folgende 
Fassung: 

„Ist die Gewährung eines Kredits nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 eilbedürftig, so ge-
nügt es, daß sämtliche Geschäftsleiter sowie 
das Aufsichtsorgan der Kreditgewährung 
unverzüglich nachträglich zustimmen; ist 
der Beschluß der Geschäftsleiter nicht in-
nerhalb von zwei Monaten oder der Be-
schluß des Aufsichtsorgans nicht innerhalb 
von vier Monaten nachgeholt, so ist dies 
dem Bundesaufsichtsamt unverzüglich an-
zuzeigen. Der Beschluß der Geschäftsleiter 
und der Beschluß über die Zustimmung zu 
Krediten an die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 
und Absatz 2 genannten Personen können 
für bestimmte Kreditgeschäfte und Arten 
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von Kreditgeschäften im voraus, jedoch 
nicht für länger als ein Jahr gefaßt wer-
den." 

e) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Wird entgegen den Absätzen 1, 2 oder 
4 ein Kredit an eine in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 5 oder an eine in Absatz 2 genannte Per-
son gewährt, so ist dieser Kredit ohne Rück-
sicht auf entgegenstehende Vereinbarungen 
sofort zurückzuzahlen, wenn nicht sämtli-
che Geschäftsleiter sowie das Aufsichtsor-
gan der Kreditgewährung nachträglich zu-
stimmen." 

14. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

Anzeigepflicht für Organkredite 

Ein Kredit nach § 15 Abs. 1 oder 2 ist dem 
Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bun-
desbank unverzüglich anzuzeigen, wenn er 

1. bei natürlichen Personen zweihundertfünf-
zigtausend Deutsche Mark übersteigt, 

2. bei Unternehmen fünf vom Hundert des 
haftenden Eigenkapitals des Kreditinstituts 
übersteigt und höher als zweihundertfünf-
zigtausend Deutsche Mark ist. 

Satz 1 gilt entsprechend für Entnahmen durch 
Inhaber oder persönlich haftende Gesellschaf-
ter; bei persönlich haftenden Gesellschaftern 
sind Kredite und Entnahmen zusammenzu-
rechnen. Das Bundesaufsichtsamt kann von 
den Kreditinstituten alle fünf Jahre einmal 
eine Sammelaufstellung der anzuzeigenden Or-
gankredite einfordern." 

15. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Bei dem entgeltlichen Erwerb einer Forde-
rung aus nicht bankmäßigen Handelsge-
schäften gilt Satz 1 nicht im Verhältnis zu 
dem Schuldner, wenn Forderungen gegen 
ihn laufend erworben werden und die For-
derung innerhalb von drei Monaten, vom 
Tage des Ankaufs an gerechnet, fällig ist." 

b) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„Satz I gilt ferner nicht nach der Gewäh-
rung eines Kredits, der durch Grundpfand

-

rechte an einem überwiegend zu Wohn-
zwecken bestimmten Pfandobjekt gesichert 
is t,  solange der Kredit an den Kreditnehmer 
dreihunderttausend Deutsche Mark und die 
ersten vier Fünftel des Beleihungswertes des 
Pfandobjektes im Sinne des § 12 Abs. 1 und 2 
des Hypothekenbankgesetzes nicht über- 
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steigt, der Kreditnehmer das Pfandobjekt 
selbst bewohnt und keine Leistungsstörun-
gen bei der Abwicklung des Kredits erkenn-
bar sind." 

16. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 3 und 4 erhalten folgende 
Fassung: 

„3. Geldforderungen aus sonstigen 
Handelsgeschäften eines Kreditin-
stituts, ausgenommen die Forde-
rungen aus Warengeschäften der 
Kreditgenossenschaften, sofern 
diese nicht über die handelsübliche 
Frist hinaus gestundet werden; 

4. Bürgschaften, Garantien und son-
stige Gewährleistungen eines Kre-
ditinstituts sowie die Haftung eines 
Kreditinstituts aus der Bestellung 
von Sicherheiten für fremde Ver-
bindlichkeiten;" 

bb) In Nummer 6 wird der Punkt durch ei-
nen Strichpunkt ersetzt, und es wird fol-
gende Nummer 7 angefügt: 

„7. Gegenstände, über die ein Kreditin-
stitut als Leasinggeber Leasingver-
träge abgeschlossen hat." 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Paragraphenbezeichnung „§§ 13 bis 
18" wird durch die Paragraphenbezeich-
nung „§§ 10, 13 bis 18" ersetzt. 

bb) In Nummer 1 werden die Worte „die 
Leitung des einen Unternehmens einem 
anderen Unternehmen unterstellt wird 
oder daß" gestrichen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

16. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) In Nummer 6 wird der Punkt durch ei-
nen Strichpunkt ersetzt, und es wird fol-
gende Nummer 7 angefügt: 

„7. Gegenstände, über die ein Kreditin-
stitut als Leasinggeber Leasingver-
träge abgeschlossen hat, abzüglich 
solcher Posten, die wegen der Er-
füllung oder der Veräußerung von 
Forderungen aus diesen Leasing-
verträgen gebildet werden; ein sol-
cher Posten kann nur bis zum 
Buchwert des ihm zugehörigen 
Leasinggegenstandes abgezogen 
werden." 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. alle Unternehmen, die demselben 
Konzern angehören oder durch 
Verträge verbunden sind, die vor-
sehen, daß das eine Unternehmen 
verpflichtet ist, seinen ganzen Ge-
winn an ein anderes Unternehmen 
abzuführen, sowie in Mehrheitsbe-
sitz stehende Unternehmen mit 
den an ihnen mit Mehrheit betei-
ligten Unternehmen oder Perso-
nen, ausgenommen die in § 20 
Abs. 1 Nr. 1 genannten Gebietskör-
perschaften und Sondervermö-
gen;" 
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cc) Folgende Nummer 2 wird eingefügt: 

„2. Unternehmen, an denen ein ande-
res Unternehmen oder eine andere 
Person, ausgenommen eine in § 20 
Abs. 1 Nr. 1 genannte Person, min-
destens vierzig vom Hundert der 
Anteile hält (in wirtschaftlicher Ri-
sikoeinheit stehende Unterneh-
men), und dieses andere Unterneh-
men oder diese andere Person, es 
sei denn, ein Dritter hält mehr An-
teile; als Anteile, die einem Unter-
nehmen oder einer Person gehören, 
gelten auch Anteile, die 
a) einem mit diesem Unternehmen 

oder mit dieser Person in wirt-
schaftlicher Risikoeinheit ste-
henden Unternehmen oder 

b) einem anderen für Rechnung 
dieses Unternehmens oder die-
ser Person oder 

c) einem anderen für Rechnung 
eines mit diesem Unternehmen 
oder dieser Person in wirt-
schaftlicher Risikoeinheit ste-
henden Unternehmens 

gehören; Anteilen stehen Stimm-
rechte gleich; § 16 Abs. 2 und 3 des 
Aktiengesetzes gilt entsprechend;" 

dd) Die bisherigen Nummern 2 und 3 wer-
den Nummern 3 und 4. 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird die Verweisung auf 
„Satz 1 Nr. 1" durch die Verweisung auf 
„Satz 1 Nt 1 oder 2" ersetzt. 

d) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Bei Anwendung des § 13 gilt Satz 1 nicht 
für Kredite innerhalb einer Kreditinstituts-
gruppe nach § 13 a Abs. 2 an Unternehmen, 
die in die Zusammenfassung nach § 13a 
Abs. 3 einbezogen sind." 

e) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei dem entgeltlichen Erwerb von 
Geldforderungen nach Absatz 1 Nr. I ist nur 
der Veräußerer der Forderung als Kredit-
nehmer im Sinne der §§ 13 bis 18 anzusehen, 
wenn er für die Erfüllung der übertragenen 
Forderung einzustehen oder sie auf Verlan-
gen des Erwerbers zurückzuerwerben hat. 
Bei dem entgeltlichen Erwerb von Geldfor-
derungen aus nicht bankmäßigen Handels-
geschäften sind der Veräußerer der Forde-
rung und der Schuldner der Verbindlichkeit 
als Kreditnehmer anzusehen, wenn der Ver

-

äußerer weder für die Erfüllung der übertra-
genen Forderung einzustehen noch sie auf 
Verlangen des Erwerbers zurückzuerwerben 
hat." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Doppelbuchstabe cc entfällt 

Doppelbuchstabe dd entfällt 

bisheriger Buchstabe c entfällt 

c) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Bei Anwendung des § 13 gilt Satz 1 nicht 
für Kredite innerhalb einer Kreditinstituts-
gruppe nach § 13 a Abs. 2 an Unternehmen, 
die in die Zusammenfassung nach § 13a 
Abs. 3 einbezogen sind." 

Buchstabe e entfällt 
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17. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung: 

„(2) § 13 Abs. 3 bis 5 über Großkredite, § 15 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und § 16 Satz 1 Nr. 2 
über Organkredite sowie § 18 über Kredit-
unterlagen gelten nicht für 

1. Kredite, die den Erfordernissen der §§ 11 
und 12 Abs. 1 und 2 des Hypotheken-
bankgesetzes entsprechen; 

2. Kredite mit Laufzeiten von höchstens 
zwölf Jahren gegen Bestellung von 
Schiffshypotheken, die den Erfordernis-
sen des § 10 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 4 
Satz 2, des § 11 Abs. 1 und 4 sowie des 
§ 12 Abs. 1 und 2 des Schiffsbankgesetzes 
entsprechen; 

3. Kredite, die einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts mit Sitz im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes, die nicht 
in Absatz 1 Nr. 1 genannt ist, der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, der Europäischen Atomge-
meinschaft oder der Europäischen Inve-
stitionsbank gewährt werden; 

4. Kredite, soweit sie von einer in Absatz 1 
Nr. -1 genannten Person gewährleistet 
sind; 

5. Kredite, die durch eine Hypothek, 
Grundschuld oder Schiffshypothek gesi-
chert sind, die Beleihungsgrenze nach 
Nummer 1 oder 2 übersteigen und von 
einer in Absatz 1 Nr. 1 genannten Person 
in Höhe des über dieser Grenze liegen-
den Betrages gewährleistet sind. 

(3) § 13 Abs. 1, 2 und 7 über Großkreditan-
zeigen und über Großkreditbeschlüsse gilt 
nicht für die in Absatz 2 Nr. 3 und 4 aufge-
führten Kredite. § 14 über Millionenkredite 
gilt nicht für die in Absatz 2 Nr. 3 aufgeführ-
ten Kredite sowie für die Kredite nach § 19 
Abs. 3 Satz 2 im Verhältnis zum Veräußerer 
einer Geldforderung." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

18. Die Überschrift vor § 23 erhält folgende Fas-
sung: 

„4. Werbung der Kreditinstitute". 

19. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 1. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

17. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung: 

„(2) § 13 Abs. 3 bis 5 über Großkredite, § 15 
 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und § 16 Satz 1 Nr. 2 

über Organkredite sowie § 18 über Kredit-
unterlagen gelten nicht für 

1. unverändert 

2. Kredite mit Laufzeiten von höchstens 
fünfzehn Jahren gegen Bestellung von 
Schiffshypotheken, die den Erfordernis-
sen des § 10 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 4 
Satz 2, des § 11 Abs. 1 und 4 sowie des 
§ 12 Abs. 1 und 2 des Schiffsbankgesetzes 
entsprechen; 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

(3) § 13 Abs. 1, 2 und 7 über Großkreditan-
zeigen und über Großkreditbeschlüsse gilt 
nicht für die in Absatz 2 Nr. 3 und 4 aufge-
führten Kredite. § 14 über Millionenkredite 
gilt nicht für die in Absatz 2 Nr. 3 aufgeführ-
ten Kredite." 

b) unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 
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c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2 und 
erhält folgende Fassung: 
„(2) Vor allgemeinen Maßnahmen nach 

Absatz 1 sind die Spitzenverbände der Kre-
ditinstitute und die Deutsche Bundespost zu 
hören." 

20. Die Überschrift vor § 24 erhält folgende Fas-
sung: 

„5. Besondere Pflichten der Kreditinstitute, 
der Geschäftsleiter und der Prüfer". 

21. In § 24 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Der Bundesminister der Finanzen kann 
im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank 
durch Rechtsverordnung nähere Bestimmun-
gen über Art, Umfang und Zeitpunkt der nach 
diesem Gesetz vorgesehenen Anzeigen und 
Vorlagen von Unterlagen erlassen, soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben des Bundesauf-
sichtsamtes erforderlich ist, insbesondere um 
einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der 
von den Kreditinstituten durchgeführten Bank-
geschäfte zu erhalten. Er kann diese Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung auf das Bundes-
aufsichtsamt mit der Maßgabe übertragen, daß 
Rechtsverordnungen des Bundesaufsichts-
amtes nur im Einvernehmen mit der Deut-
schen Bundesbank ergehen." 

22. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Monatsausweise und weitere Angaben". 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Übergeordnete Kreditinstitute im 
Sinne des § 13 a Abs. 2 haben außerdem un-
verzüglich nach Ablauf eines jeden Monats 
der Deutschen Bundesbank quotal zusam-
mengefaßte Monatsausweise einzureichen. 
§ 10 a Abs. 3 über das Verfahren der quota-
len Zusammenfassung, § 10 a Abs. 5 Satz 1 
über die Informationspflicht und § 10 a 
Abs. 6 über die Ausnahmen von der quota-
len Zusammenfassung gelten entspre-
chend." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Der Bundesminister der Finanzen 
kann im Benehmen mit der Deutschen Bun-
desbank durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen über Art und Umfang der 
Monatsausweise, soweit monatliche Bilanz-
statistiken nach § 18 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank nicht durchgeführt 
werden, sowie über weitere Angaben erlas- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 
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sen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben 
des Bundesaufsichtsamtes erforderlich ist, 
insbesondere um einheitliche Unterlagen 
zur Beurteilung der von den Kreditinstitu-
ten durchgeführten Bankgeschäfte zu erhal-
ten. Die weiteren Angaben können sich 
auch auf Unternehmen mit Sitz in einem 
anderen Staat beziehen, die nach § 13a 
Abs. 2 dem Kreditinstitut nachgeordnet 
sind. Der Bundesminister der Finanzen 
kann die Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen durch Rechtsverord-
nung auf das Bundesaufsichtsamt übertra-
gen." 

23. In § 25 a Satz 1 werden die Worte „vom 15. Au-
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1189, 1970 I 
S. 1113), geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bun-
desgesetzbl. I S. 469)," gestrichen. 

24. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Prüfer hat den Bericht über die Prü-
fung des Jahresabschlusses (Prüfungsbe-
richt) unverzüglich nach Beendigung der 
Prüfung dem Bundesaufsichtsamt und der 
Deutschen Bundesbank einzureichen; bei 
Kreditinstituten, die einem genossenschaft-
lichen Prüfungsverband angehören oder 
durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- 
und Giroverbandes geprüft werden, ist der 
Prüfungsbericht nur auf Anforderung einzu-
reichen." 

b) Folgende Absätze 3 bis 5 werden angefügt: 

„(3) Kreditinstitute, die einen Konzernab-
schluß oder einen Konzerngeschäftsbericht 
aufstellen, haben diese Unterlagen dem 
Bundesaufsichtsamt und der Deutschen 
Bundesbank unverzüglich einzureichen. Ab-
satz 1 Satz 3 über die Einreichung von Prü-
fungsberichten gilt entsprechend, wenn Prü-
fungsberichte von Konzernabschlußprüfern 
erstellt werden. 

(4) Der Bundesminister der Justiz kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen und im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank durch Rechtsver-
ordnung nähere Bestimmungen über die 
Aufstellung des Jahresabschlusses im Rah-
men der vorgeschriebenen Formblätter für 
die Gliederung des Jahresabschlusses erlas-
sen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben 
des Bundesaufsichtsamtes erforderlich ist, 
insbesondere um einheitliche Unterlagen 
zur Beurteilung der von den Kreditinstitu-
ten durchgeführten Bankgeschäfte zu erhal-
ten. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen 
kann nach Anhörung der Deutschen Bun- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

23. unverändert 

24. unverändert 
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desbank durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen über die Bildung von Sam-
melwertberichtigungen erlassen, soweit 
dies zur Erfüllung der Aufgaben des Bun-
desaufsichtsamtes erforderlich ist. Er kann 
diese Ermächtigung durch Rechtsverord-
nung auf das Bundesaufsichtsamt übertra-
gen."  

25. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlus-
ses nach § 27 hat der Prüfer auch die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Kreditinsti-
tuts zu prüfen sowie festzustellen, ob das 
Kreditinstitut die Anzeigepflichten nach 
§ 10 Abs. 7 Satz 1 und 2, § 13 Abs. 1 Satz 1 
und 2, Abs. 2 Satz 5 und 6, § 13 a Abs. 4 
Satz 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 Satz 4 Halb-
satz 2, § 16 Satz 1 und 2 sowie § 24 und die 
Pflicht zur Einreichung von Sammelaufstel-
lungen nach § 10 Abs. 7 Satz 3, § 13 Abs. 1 
Satz 4, § 13 a Abs. 4 Satz 1 und § 16 Satz 3 
sowie die Verpflichtungen nach § 18 erfüllt 
hat. Das Ergebnis ist in den Prüfungsbe-
richt aufzunehmen. Bei Kreditinstituten in 
der Rechtsform einer eingetragenen Genos-
senschaft, bei denen nach § 27 Abs. 1 Satz 4 
eine Prüfung des Jahresabschlusses nicht 
erforderlich ist, ist bei der Prüfung nach § 53 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften vom Prüfer 
im Prüfungsbericht festzustellen, ob die 
in Satz 1 bezeichneten Anzeigepflichten, 
Pflichten zur Einreichung von Sammelauf-
stellungen und die Verpflichtungen nach 
§ 18 erfüllt worden sind." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Bundesminister der Finanzen 
kann nach Anhörung der Deutschen Bun-
desbank durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen über den Inhalt der Prü-
fungsberichte erlassen, soweit dies zur Er-
füllung der Aufgaben des Bundesaufsichts-
amtes erforderlich ist, insbesondere um ein-
heitliche Unterlagen zur Beurteilung der 
von den Kreditinstituten durchgeführten 
Bankgeschäfte zu erhalten. Er kann diese 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf 
das Bundesaufsichtsamt übertragen." 

26. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Prüfung hat sich auch auf die Einhal-
tung von § 12 Abs. 2 Nr. 2 über die getrennte 
Erfassung und Verwaltung von Wertpapie-
ren sowie des § 128 des Aktiengesetzes über 
die Mitteilungen durch Kreditinstitute und 
des § 135 des Aktiengesetzes über die Aus- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

25. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlus-
ses nach § 27 hat der Prüfer auch die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Kreditinsti-
tuts zu prüfen sowie festzustellen, ob das 
Kreditinstitut die Anzeigepflichten nach 
§ 10 Abs. 8 Satz 1 und 2, § 13 Abs. 1 Satz 1 
und 2, Abs. 2 Satz 5 und 6, § 13 a Abs. 4 
Satz 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 Satz 4 Halb-
satz 2, § 16 Satz 1 und 2 sowie § 24 und die 
Pflicht zur Einreichung von Sammelaufstel-
lungen nach § 10 Abs. 8 Satz 3, § 13 Abs. 1 
Satz 4, § 13 a Abs. 4 Satz 1 und § 16 Satz 3 so-
wie die Verpflichtungen nach §§ 12 und 18 
erfüllt hat. Das Ergebnis ist in den Prü-
fungsbericht aufzunehmen. Bei Kreditinsti-
tuten in der Rechtsform einer eingetrage-
nen Genossenschaft, bei denen nach § 27 
Abs. 1 Satz 4 eine Prüfung des Jahresab-
schlusses nicht erforderlich ist, ist bei der 
Prüfung nach § 53 des Gesetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-
ten vom Prüfer im Prüfungsbericht festzu-
stellen, ob die in Satz 1 bezeichneten Anzei-
gepflichten, Pflichten zur Einreichung von 
Sammelaufstellungen und die Verpflichtun-
gen nach §§ 12 und 18 erfüllt worden sind." 

b) unverändert 

26. § 30 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

bisheriger Buchstabe a entfällt 
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übung des Stimmrechts durch Kreditinsti-
tute zu erstrecken." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen über Art, Umfang und 
Zeitpunkt der Depotprüfung erlassen, 
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben 
des Bundesaufsichtsamtes erforderlich 
ist, insbesondere um Mißständen beim 
Effekten- und beim Depotgeschäft ent-
gegenzuwirken und einheitliche Unter-
lagen zur Beurteilung der von den Kre-
ditinstituten ausgeführten Effekten- 
und Depotgeschäfte zu erhalten." 

bb) Folgender Satz 2 wird eingefügt: 
„Er kann diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf das Bundesauf-
sichtsamt übertragen." 

cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
Sätze 3 und 4. 

27. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„1. alle Kreditinstitute oder Arten oder 
Gruppen von Kreditinstituten von der 
Pflicht zur Anzeige bestimmter Kredite 
und Tatbestände nach § 10 Abs. 7 Satz 2, 
§ 13 Abs. 1, § 14 Abs. 1, den §§ 16 und 24 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5, 7 und 9, Arten oder 
Gruppen von Kreditinstituten von der 
Pflicht zur Einreichung von Monatsaus-
weisen nach § 25 sowie Geschäftsleiter 
eines Kreditinstituts von der Pflicht zur 
Anzeige von Beteiligungen nach § 24 
Abs. 3 Nr. 2 freistellen, wenn die Anga-
ben für die Aufsicht ohne Bedeutung 
sind;" 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 2 
Satz 1, und es wird die Verweisung auf 
„§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bis 11" durch die 
Verweisung auf „§ 15 Abs. 1 Satz i Nr. 6 
bis 11" ersetzt. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann ein-
zelne übergeordnete Kreditinstitute im 
Sinne des § 10a Abs. 2 und des § 13a 
Abs. 2 von Verpflichtungen nach § 10 a 
Abs. 3 und 4, § 12a Abs. 1 Satz 1, § 13 a 
Abs. 3 und 4 hinsichtlich einzelner 
nachgeordneter Kreditinstitute im 
Sinne des § 10a Abs. 2 und des § 13 a 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung nähere Bestim-
mungen über Art, Umfang und Zeitpunkt 
der Depotprüfung erlassen, soweit dies zur 
Erfüllung der Aufgaben des Bundesauf-
sichtsamtes erforderlich ist, insbesondere 
um Mißständen beim Effekten- und beim 
Depotgeschäft entgegenzuwirken und ein-
heitliche Unterlagen zur Beurteilung der 
von den Kreditinstituten ausgeführten Ef-
fekten- und Depotgeschäfte zu erhalten." 

b) Folgender Satz 2 wird eingefügt: 

„Er kann diese Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auf das Bundesaufsichtsamt 
übertragen." 

c) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

27. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„1. alle Kreditinstitute oder Arten oder 
Gruppen von Kreditinstituten von der 
Pflicht zur Anzeige bestimmter Kredite 
und Tatbestände nach § 10 Abs. 8 Satz 2, 
§ 13 Abs. 1, § 14 Abs. 1, den §§ 16 und 24 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5, 7 und 9, Arten oder 
Gruppen von Kreditinstituten von der 
Pflicht zur Einreichung von Monatsaus-
weisen nach § 25 sowie Geschäftsleiter 
eines Kreditinstituts von der Pflicht zur 
Anzeige von Beteiligungen nach § 24 
Abs. 3 Nr. 2 freistellen, wenn die Anga-
ben für die Aufsicht ohne Bedeutung 
sind;". 

b) unverändert 
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Abs. 2 freistellen, wenn und solange die 
Bilanzsumme des einzelnen nachgeord-
neten Kreditinstituts weniger als zwan-
zig Millionen Deutsche Mark und weni-
ger als zwei vom Hundert der Bilanz-
summe des übergeordneten Kreditinsti-
tuts ausmacht, die Einbeziehung dieses 
nachgeordneten Kreditinstituts für die 
Aufsicht auf zusammengefaßter Basis 
ohne Bedeutung ist und es dem Bundes-
aufsichtsamt ermöglicht wird, die Ein-
haltung dieser Voraussetzungen zu 
überprüfen." 

28. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt, und es wird folgende 
Nummer 5 angefügt: 

„5. wenn dem Antrag auf Erlaubnis kein 
Geschäftsplan beigefügt ist, aus dem 
die Art der geplanten Geschäfte und der 
organisatorische Aufbau des Kreditin-
stituts hervorgehen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgender Satz 1 wird eingefügt: 

„Die fachliche Eignung der in Absatz 1 
Nr. 3 genannten Personen für die Lei-
tung eines Kreditinstituts setzt voraus, 
daß sie in ausreichendem Maße theore-
tische und praktische Kenntnisse in 
Bankgeschäften sowie Leitungserfah-
rung haben." 

bb) Der bisher einzige Satz wird Satz 2. 

29. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Erlöschen und Aufhebung der Erlaubnis". 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Satzteil „Das Bundesaufsichtsamt 
kann die Erlaubnis zurücknehmen," 
wird durch den Satzteil „Das Bundes-
aufsichtsamt kann die Erlaubnis außer 
nach den Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes aufheben," ersetzt. 

bb) Nummer 1 wird gestrichen. 

cc) Die Nummern 2 bis 4 werden Num-
mern 1 bis 3. 

dd) Die Nummer 5 wird Nummer 4, und in 
ihrem Halbsatz 2 werden die Verwei-
sungen auf „§ 10 Abs. 5" durch Verwei-
sungen auf „§ 10 Abs. 6" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird die Verweisung auf „Ab-
satz 2 Nr. 4 Buchstabe b" durch die Verwei- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

28. unverändert 

 

29. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) unverändert 

dd) Die Nummer 5 wird Nummer 4, und in 
ihrem Halbsatz 2 werden die Verwei-
sungen auf „§ 10 Abs. 5" durch Verwei-
sungen auf „§ 10 Abs. 7" ersetzt. 

c) unverändert 
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sung auf „Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe b" er-
setzt. 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) § 48 Abs. 4 Satz 1 und § 49 Abs. 2 Satz 2 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes über 
die Jahresfrist sind nicht anzuwenden." 

30. § 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Verweisung auf „§ 35 Abs. 2 Nr. 4 
Buchstabe a und Nr. 5" wird durch die Ver-
weisung auf „§ 35 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a 
und Nr. 4" ersetzt. 

b) Das Wort „zurückzunehmen" wird durch das 
Wort „aufzuheben" ersetzt. 

31. In § 37 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann seine Maßnah-
men nach Satz 1 bekanntmachen." 

32. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Folgen der Aufhebung und des 
Erlöschens der Erlaubnis, 

Maßnahmen bei der Abwicklung". 

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Hebt das Bundesaufsichtsamt die Erlaub-
nis auf oder erlischt die Erlaubnis, so kann 
es bei juristischen Personen und Personen-
handelsgesellschaften bestimmen, daß das 
Kreditinstitut abzuwickeln ist." 

c) Absatz 1 Satz 4 wird Absatz 2 Satz 1 und er-
hält folgende Fassung: 

„(2) Das Bundesaufsichtsamt kann für die 
Abwicklung eines Kreditinstituts allge-
meine Weisungen erlassen." 

d) Absatz 1 Sätze 5 und 6 werden Absatz 2 Sät-
ze 2 und 3. 

e) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Bundesaufsichtsamt kann die 
Aufhebung oder das Erlöschen der Erlaub-
nis bekanntmachen." 

f) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 
juristische Personen des öffentlichen 
Rechts." 

33. In § 40 Abs. 2 werden die Worte „vom 16. No-
vember 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2097), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes über das Kreditwesen vom 
24. März 1976 (Bundesgesetzbl. I S. 725)," gestri-
chen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

d) unverändert 

30. unverändert 

31. unverändert 

32. unverändert 

33. unverändert 
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34. § 44 erhält folgende Überschrift: 

„Auskünfte und Prüfungen von 
Kreditinstituten". 

35. Nach § 44 wird folgender § 44 a eingefügt: 

„§ 44 a 

Grenzüberschreitende Auskünfte und 
Prüfungen 

(1) Rechtsvorschriften, welche die Übermitt-
lung von Daten beschränken, sind nicht auf die 
Übermittlung von Daten zwischen einem Kre-
ditinstitut oder einem Unternehmen, dessen 
Gegenstand auf den Erwerb von Geldforderun-
gen, von Beteiligungen oder auf Kapitalanlagen 
gerichtet ist, und einem Unternehmen mit Sitz 
in einem anderen Staat anzuwenden, das min-
destens fünfundzwanzig vom Hundert der Ka-
pitalanteile an dem Kreditinstitut oder an dem 
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar hält, 
wenn die Übermittlung der Daten erforderlich 
ist, um Bestimmungen der Bankaufsicht auf 
zusammengefaßter Basis über das Unterneh-
men mit Sitz in einem anderen Staat zu erfül-
len. Das Bundesaufsichtsamt kann einem Kre-
ditinstitut die Übermittlung von Daten untersa-
gen, wenn die Gegenseitigkeit nicht gewährlei-
stet ist. 

(2) Auf Ersuchen einer für die Bankaufsicht 
über ein Unternehmen mit Sitz in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft zuständigen Behörde hat 
das Bundesaufsichtsamt die Richtigkeit der 
von einem Kreditinstitut im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 1 für die Bankaufsicht auf zusam-
mengefaßter Basis übermittelten Daten zu 
überprüfen oder zu gestatten, daß die ersu-
chende Behörde, ein Wirtschaftsprüfer oder ein 
Sachverständiger diese Daten überprüft. § 5 
Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes über 
die Grenzen der Amtshilfe gilt entsprechend. 
Die Kreditinstitute im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 haben die Prüfung zu dulden. Unberührt 
bleibt die Einräumung von Prüfungsrechten 
der Bankaufsichtsbehörden durch zwischen-
staatliche Vereinbarungen. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt, bei 
nachgeordneten Unternehmen im Sinne des 
§ 10 a Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 die nach diesem Gesetz 
zulässigen Prüfungen durchzuführen, insbe-
sondere die Richtigkeit der für die quotale Zu-
sammenfassung nach § 10a Abs. 3, § 13a Abs. 3 
und § 25 Abs. 2 übermittelten Daten zu überprü-
fen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des 
Bundesaufsichtsamtes erforderlich und nach 
dem Recht des anderen Staates zulässig ist." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

34. unverändert 

35. unverändert 
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36. § 45 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „§ 11 Satz 1" 
durch die Angabe „§ 11 Satz 1 oder § 12" er-
setzt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 kann das Bun-
desaufsichtsamt dem Kreditinstitut ferner 
untersagen, verfügbare Mittel in den nach 
§ 12 anzurechnenden Vermögenswerten an-
zulegen." 

c) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Satz 1 ist auf übergeordnete Kreditinstitute 
im Sinne des § 10 a Abs. 2 entsprechend an-
zuwenden, wenn das haftende Eigenkapital 
der gruppenangehörigen Kreditinstitute 
den Anforderungen des § 10a Abs. 1 nicht 
entspricht." 

37. § 46 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Satz 3 wird eingefügt: 

„Beschlüsse über die Gewinnausschüttung 
sind insoweit nichtig, als sie einer Anord-
nung nach Satz 1 und 2 widersprechen." 

b) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden Sätze 4 
bis 6. 

38. § 46 b wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Satz 3 wird eingefügt: 

„Das Konkursverfahren über das Vermögen 
eines Kreditinstituts findet im Falle der 
Zahlungsunfähigkeit oder der Überschul-
dung  statt."  

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

c) Satz 4 wird Satz 5; sein Halbsatz 2 erhält fol-
gende Fassung: 

„die §§ 46 und 84 der Vergleichsordnung so-
wie § 107 Abs. 1 der Konkursordnung blei-
ben unberührt." 

d) Satz 5 wird Satz 6. 

39. § 46c erhält folgende Fassung: 

„§ 46 c 
Berechnung von Fristen 

Die nach § 31 Nr. 2, den §§ 32, 32a Satz 2, §§ 33 
und 55 Nr. 3 sowie § 183 Abs. 2 der Konkursord-
nung, nach § 342 des Handelsgesetzbuches und 
nach § 32b Satz 1 des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung vom 
Tage der Konkurseröffnung sowie die nach § 75 
Abs. 2 und § 107 Abs. 2 der Vergleichsordnung 
vom Tage der Eröffnung des Vergleichsverfah-
rens an zu berechnenden Fristen sind vom 
Tage des Erlasses einer Maßnahme nach § 46 a 
Abs. 1 an zu berechnen." 
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36. unverändert 

37. unverändert 

38. unverändert 

39. unverändert 
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40. In § 49 wird die Verweisung auf „§ 35 Abs. 2 
Nr. 3, 4 Buchstabe b und 5" durch die Verwei-
sung auf „§ 12a Abs. 2, des § 35 Abs. 2 Nr. 2, 3 
Buchstabe b und 4" und die Verweisung auf 
„§ 44 Abs. 1 Nr. 1" durch die Verweisung auf 
„§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und § 44 a Abs. 2 Satz 1" er-
setzt. 

41. In § 50 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „vom 
27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157), zuletzt 
geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesge-
setzbl. I S. 469)," gestrichen. 

42. § 51 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Verweisung auf „§ 38 Abs. 2" wird durch 
die Verweisung auf „§ 38 Abs. 3" ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die Kosten, die dem Bund durch eine auf 
Grund von § 44 a Abs. 3 vorgenommene Prü-
fung der Richtigkeit der für die quotale Zu-
sammenfassung nach § 10 a Abs. 3, § 13 a 
Abs. 3 und § 25 Abs. 2 übermittelten Daten 
entstehen, sind von dem zur quotalen Zu-
sammenfassung verpflichteten übergeord-
neten Kreditinstitut gesondert zu erstatten 
und auf Verlangen des Bundesaufsichtsam-
tes vorzuschießen." 

43. § 52 Abs. 2 wird gestrichen. 

44. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz 
in einem anderen Staat". 

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Unterhält ein Unternehmen mit Sitz in ei-
nem anderen Staat eine Zweigstelle im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes, die Bankge-
schäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Umfang betreibt, so gilt die Zweigstelle als 
Kreditinstitut." 

c) In Absatz 1 Satz 2 und in Absatz 2 Nr. 1 bis 4 
werden die Worte „ausländische" und „aus-
ländischen" gestrichen. 

d) Absatz 2 wird außerdem wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird folgender Satz 3 an-
gefügt: 

„Sie sind zur Eintragung in das Han-
delsregister anzumelden." 

bb) In Nummer 2 Satz 4 werden die Worte 
„(passiver Verrechnungssaldo)" und 
„(aktiver Verrechnungssaldo)" gestri-
chen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

40. unverändert 

41. unverändert 

42. unverändert 

43. unverändert 

44. unverändert 



Drucksache 10/2459 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 

cc) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Die Aufnahme der Geschäftstätig-
keit einer jeden Zweigstelle des 
Unternehmens bedarf der Erlaub-
nis. Die Erlaubnis kann auch dann 
versagt werden, wenn die Gegen-
seitigkeit nicht auf Grund zwi-
schenstaatlicher Vereinbarungen 
gewährleistet ist. Die Erlaubnis ist 
zu widerrufen, wenn und soweit 
dem Unternehmen die Erlaubnis 
zum Betreiben von Bankgeschäften 
von der für die Bankaufsicht über 
das Unternehmen in dem anderen 
Staat zuständigen Behörde entzo-
gen worden ist." 

45. § 53 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Repräsentanzen von Unternehmen mit 
Sitz in einem anderen Staat". 

b) Die Worte „ein ausländisches Unterneh-
men" werden ersetzt durch die Worte „ein 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Staat". 

46. § 56 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Komma nach dem 
Wort „Vorschrift" gestrichen. 

b) Die Nummern 3 bis 6 erhalten folgende Fas-
sung: 

„3. vorsätzlich oder fahrlässig einer auf 
Grund des § 12 a Abs. 2, des § 23 Abs. 1, 
des § 32 Abs. 2 Satz 1, des § 44 Abs. i 
Nr. 3 erster Halbsatz, des § 45 Abs. 1, des 
§ 46 Abs. 1 Satz 1 oder 2 oder des § 46 a 
Abs. 1 Satz 1 erlassenen vollziehbaren 
Verfügung zuwiderhandelt, 

4. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht 
zur Anzeige nach § 10 Abs. 7 Satz 1 oder 
2, § 12a Abs. 1 Satz 3, § 13 Abs. 1 Satz 1 
oder 2, Abs. 2 Satz 5 oder 6, § 13 a Abs. 4 
Satz 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 Satz 4 
zweiter Halbsatz, § 16 Satz 1 oder 2, § 24 
Abs. i oder 3, § 28 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53 a nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig nachkommt oder in einer 
solchen Anzeige unrichtige Angaben 
macht; für die Anzeigepflichten nach 
den §§ 13 und 13a gilt dies nur insoweit, 
als der Großkredit fünfzig vom Hundert 
des haftenden Eigenkapitals nicht über-
steigt, 

5. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht 
zur Einreichung von Monatsausweisen 
nach § 25 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Satz 2, oder Abs. 2 Satz 1, von 
Jahresabschlüssen, des Prüfungsbe- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

45. unverändert 

46. § 56 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Die Nummern 3 bis 6 erhalten folgende Fas-
sung: 

„3. unverändert 

4. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht 
zur Anzeige nach § 10 Abs. 8 Satz 1 oder 
2, § 12a Abs. 1 Satz 3, § 13 Abs. 1 Satz 1 
oder 2, Abs. 2 Satz 5 oder 6, § 13 a Abs. 4 
Satz 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 Satz 4 
zweiter Halbsatz, § 16 Satz 1 oder 2, § 24 
Abs. 1 oder 3, § 28 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53 a nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig nachkommt oder in einer 
solchen Anzeige unrichtige Angaben 
macht; für die Anzeigepflichten nach 
den §§ 13 und 13 a gilt dies nur insoweit, 
als der Großkredit fünfzig vom Hundert 
des haftenden Eigenkapitals nicht über-
steigt, 

5. unverändert 
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richts, des Konzernabschlusses oder 
des Prüfungsberichts der Konzernab-
schlußprüfer nach § 26 Abs. 1 oder 3 
oder der Pflicht zur Feststellung des 
Jahresabschlusses nach § 27 Abs. 1 
Satz 3 nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig nachkommt oder in einem 
Monatsausweis unrichtige Angaben 
macht, 

6. vorsätzlich oder fahrlässig den Vor-
schriften des § 12 Abs. 1 über die Be-
grenzung von Anlagen, des § 12a Abs. 1 
Satz 1 über die Begründung von Unter-
nehmensbeziehungen, des § 13 Abs. 3 
oder 4 oder des § 13 a Abs. 4 Satz 2 über 
die Einhaltung der Grenzen für Groß-
kredite oder des § 18 Satz 1 über Kredit-
unterlagen zuwiderhandelt,". 

47. § 62 Abs. 5 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Übergangsvorschriften 

§1 

Bis zum 31. Dezember 1989 kann ein Geschäfts-
führer einer Kreditgenossenschaft auch dann Ge-
schäftsleiter bleiben, wenn er nicht dem Vorstand 
angehört, es sei denn, dem Vorstand gehören nicht 
nur ehrenamtliche Mitglieder an. 

§2 

Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter, die vor 
dem 1. Januar 1985 geleistet worden sind und am 
31. Dezember 1984 dem haftenden Eigenkapital zu-
zurechnen waren, sind dem haftenden Eigenkapital, 
solange sie dem Kreditinstitut zur Verfügung ste-
hen, 

1. weiterhin zuzurechnen, auch wenn sie die Vor-
aussetzungen des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 oder 5 
des Gesetzes über das Kreditwesen nicht erfül-
len, 

2. bis zum 31. Dezember 1986 zuzurechnen, wenn 
sie die Voraussetzungen des § 10 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1, 2 oder 4 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen nicht erfüllen. 

§3 

(1) Haben gruppenangehörige Kreditinstitute ins-
gesamt am 1. Juli 1985 kein angemessenes haften-
des Eigenkapital nach § 10 a des Gesetzes über das 
Kreditwesen, so ist das übergeordnete Kreditinsti-
tut dafür verantwortlich, daß der Anpassungsbedarf 
bis zum 1. Januar 1988 zu drei Fünfteln erfüllt und 
eine angemessene Eigenkapitalausstattung bis zum 
1. Januar 1990 erreicht ist. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. vorsätzlich oder fahrlässig den Vor-
schriften des § 10 Abs. 5 Satz 5 über das 
Verbot des Erwerbs in Wertpapieren 
verbriefter eigener Genußrechte, des 
§ 12 Abs. 1 über die Begrenzung von An-
lagen, des § 12a Abs. 1 Satz 1 über die 
Begründung von Unternehmensbezie-
hungen, des § 13 Abs. 3 oder 4 oder des 
§ 13 a Abs. 4 Satz 2 über die Einhaltung 
der Grenzen für Großkredite oder des 
§ 18 Satz 1 über Kreditunterlagen zuwi-
derhandelt,". 

47. unverändert 

Artikel 2 

Übergangsvorschriften 

§1 

unverändert 

§2 

unverändert 

§3 

(1) Haben gruppenangehörige Kreditinstituteins-
gesamt am 1. Juli 1985 kein angemessenes haften-
des Eigenkapital nach § 10 a des Gesetzes über das 
Kreditwesen, so ist das übergeordnete Kreditinsti-
tut dafür verantwortlich, daß der Anpassungsbedarf 
bis zum 1. Januar 1988 zur Hälfte erfüllt und eine 
angemessene Eigenkapitalausstattung bis zum 
1. Januar 1991 erreicht ist. 



Drucksache 10/2459 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 

(2) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
(Bundesaufsichtsamt) kann in begründeten Fällen 
auf Antrag die Fristen nach Absatz 1 verlängern, 
wenn sich die Eigenkapitalausstattung der grup-
penangehörigen Kreditinstitute innerhalb dieser 
Fristen verbessert hat. 

§ 4 

Ein Kreditinstitut hat am 1. Januar 1985 beste-
hende 

1. erhebliche Beteiligungen im Sinne des § 10 a 
Abs. 2 des Gesetzes über das Kreditwesen oder 
maßgebliche Beteiligungen im Sinne des § 13 a 
Abs. 2 des Gesetzes über das Kreditwesen an 
Unternehmen nach § 10 a Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 des 
Gesetzes über das Kreditwesen und 

2. Unternehmensbeziehungen, durch die über 
Mehrheitsbeteiligungen oder Beherrschungsver-
träge unmittelbar oder mittelbar beherrschen-
der Einfluß auf derartige Unternehmen ausge-
übt werden kann, 

bis zum 1. Juli 1985 dem Bundesaufsichtsamt anzu-
zeigen. 

§ 5 

(1) Hält ein Kreditinstitut am 1. Januar 1985 we-
gen der Änderung von § 12 des Gesetzes über das 
Kreditwesen die in § 12 Abs. 1 des Gesetzes über 
das Kreditwesen vorgeschriebene Grenze für Anla-
gen nicht ein, so hat das Kreditinstitut bis zum 
1. Januar 1990 die Anforderung dieser Vorschrift zu 
erfüllen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann in begründeten 
Fällen auf Antrag die Frist nach Absatz 1 verlän-
gern, wenn sich das Verhältnis von Anlagen nach 
§ 12 des Gesetzes über das Kreditwesen zum haf-
tenden Eigenkapital innerhalb der Frist nach Ab-
satz 1 verringert hat. 

§6 

(1) Hält am 1. Januar 1985 ein Kreditinstitut die 
durch § 13 Abs. 3 und 4 des Gesetzes über das Kre-
ditwesen vorgeschriebenen Grenzen für Großkre-
dite infolge der Änderungen des Gesetzes über das 
Kreditwesen nicht ein, so gilt folgendes: 

Im Falle einer Überschreitung der Grenze 

1. des Achtfachen des haftenden Eigenkapitals für 
alle Großkredite ist das übergeordnete Kreditin-
stitut dafür verantwortlich, daß der das Achtfa-
che übersteigende Betrag jährlich um jeweils 
mindestnes zwanzig vom Hundert dieses Betra-
ges verringert wird, 

2. von fünfzig vom Hundert des haftenden Eigen-
kapitals für den einzelnen Großkredit ist der 
diese Grenze überschreitende Betrag auf die 
Dauer von fünf Jahren nicht zu berücksichtigen, 
soweit diese Überschreitung auf Verträgen be- 
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(2) unverändert 

§4 

unverändert 

§5 

unverändert 

§6 

(1) Hält am 1. Januar 1985 ein Kreditinstitut die 
durch § 13 Abs. 3 und 4 des Gesetzes über das Kre-
ditwesen vorgeschriebenen Grenzen für Großkre-
dite infolge der Änderungen des Gesetzes über das 
Kreditwesen nicht ein, so gilt folgendes: 

Im Falle einer Überschreitung der Grenze 

1. des Achtfachen des haftenden Eigenkapitals für 
alle Großkredite hat das Kreditinstitut den das 
Achtfache überschreitenden Betrag jährlich um 
jeweils mindestens zwanzig vom Hundert dieses 
Betrages zu verringern, 

2. unverändert 
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(2) unverändert 

§7 

unverändert 

§8 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 
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ruht, die vor dem 1. Januar 1985 abgeschlossen 
worden sind. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann in begründeten 
Fällen auf Antrag die Frist nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 2 verlängern. 

§ 7 

Halten am 1. Januar 1985 gruppenangehörige 
Kreditinstitute insgesamt die durch § 13 a in Ver-
bindung mit § 13 Abs. 3 oder 4 des Gesetzes über das 
Kreditwesen vorgeschriebenen Grenzen für Groß-
kredite nicht ein, so gilt § 6 entsprechend. 

§8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig der Pflicht zur Anzeige nach § 4 nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt 
oder in einer solchen Anzeige unrichtige Angaben 
macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahn-
det werden. 

(3) Die §§ 59 und 60 des Gesetzes über das Kredit-
wesen sind anzuwenden. 

Artikel 3 

Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Das Schiffsbankgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7628-2, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

Schiffspfandbriefbanken sind privatrechtliche 
Kreditinstitute, deren Geschäftsbetrieb darauf 
gerichtet ist, 

1. Darlehen gegen Bestellung von Schiffshypo-
theken zu gewähren und auf Grund der er-
worbenen, durch Schiffshypotheken gesi

-

cherten Forderungen Schuldverschreibun-
gen (Schiffspfandbriefe) auszugeben, 

2. Darlehen für den Bau, den Umbau, den Er-
werb und die Reparatur von Schiffen sowie 
die Umschuldung von Schiffskrediten an in-
ländische Körperschaften oder Anstalten des 
öffentlichen Rechts oder gegen Übernahme 
der vollen Gewährleistung durch eine solche 
Körperschaft oder Anstalt zu gewähren 
(Schiffskommunaldarlehen) und auf Grund 
der erworbenen Forderungen Schuldver-
schreibungen (Schiffskommunalschuldver-
schreibungen) auszugeben." 
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2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz i Nr. 1 bis 9 erhält folgende Fassung: 

„(1) Schiffspfandbriefbanken dürfen außer 
den in § 1 genannten Geschäften nur fol-
gende Geschäfte betreiben: 

1. Forderungen, für die Schiffshypotheken 
bestellt sind, und Schiffskommunaldarle-
hen erwerben, veräußern, beleihen und 
verpfänden; 

2. Darlehen und Sicherheiten für den Er-
werb und den Umbau von Schiffen und 
für die Umschuldung von Schiffskrediten 
sowie Schiffsparten und Beteiligungen an 
Schiffahrt treibenden Handelsgesell-
schaften vermitteln und für Dritte verwal-
ten; 

3. Wertpapiere im eigenen Namen für 
fremde Rechnung ankaufen und verkau-
fen, jedoch unter Ausschluß von Zeitge-
schäften; 

4. fremde Gelder als verzinsliche oder un-
verzinsliche Einlagen annehmen mit der 
Maßgabe, daß der Gesamtbetrag der Ein-
lagen das Doppelte des eingezahlten 
Grundkapitals und der in § 7 bezeichneten 
Rücklagen nicht übersteigen darf; 

5. Wertpapiere für andere verwahren und 
verwalten; 

6. die Einziehung von Wechseln, Anweisun-
gen und ähnlichen Papieren besorgen; 

7. Darlehen bei Kapitalsammelstellen zum 
Zwecke der Gewährung von Darlehen 
nach § 1 aufnehmen und Sicherheiten für 
diese Darlehen bestellen; 

8. Gewährleistungen für Darlehen Dritter 
übernehmen, wenn 

a) das Darlehen oder die Gewährleistung 
durch eine Schiffshypothek gesichert 
ist oder 

b) das Darlehen einem der in § 1 Nr. 2 ge-
nannten Zwecke dient und die Ge-
währleistung durch eine volle Gewähr-
leistung einer inländischen Körper-
schaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts gesichert ist; 

der Gesamtbetrag der Gewährleistungen 
darf das Sechsfache des eingezahlten 
Grundkapitals und der in § 7 bezeichneten 
Rücklagen nicht übersteigen;" 

b) Absatz 1 Nr. 10 wird Absatz 1 Nr. 9. 

c) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Für die Geschäfte nach § 1 Nr. 2 stehen 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 
die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
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Stahl, die Europäische Atomgemeinschaft 
und die Europäische Investitionsbank den in-
ländischen Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts gleich. Dasselbe gilt 
für die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften. Andere Staaten stehen für die 
Geschäfte nach § 1 Nr. 2 den inländischen 
Körperschaften und Anstalten des öffentli-
chen Rechts gleich, wenn eine zwischenstaat-
liche Vereinbarung, der die gesetzgebenden 
Körperschaften in der Form eines Bundesge-
setzes zugestimmt haben, eine Gleichstellung 
für diese Geschäfte ausdrücklich vorsieht. 
Der Gesamtbetrag der nach Satz 2 und 3 zu-
lässigen Darlehen darf dreißig vom Hundert 
aller Schiffskommunaldarlehen nicht über-
steigen." 

d) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab-
sätze 3 bis 5. 

e) In dem neuen Absatz 3 erhält Nummer 2 fol-
gende Fassung: 

„2. durch Ankauf ihrer Schiffspfandbriefe 
und Schiffskommunalschuldverschrei-
bungen;" 

3. In § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 5 
Abs. 2 Nr. 3 Buchstaben b und c" durch die An-
gabe „§ 5 Abs. 3 Nr. 3 Buchstaben b und c" er-
setzt. 

4. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 8" 
durch die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 7" und das 
Wort „Namenspfandbriefe" durch die Worte 
„Namensschiffspfandbriefe oder Namens-
schiffskommunalschuldverschreibungen" er-
setzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 9" 
durch die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 8" ersetzt. 

5. Nach § 41 wird folgender neuer § 42 eingefügt: 

„§ 42 

(1) Werden von einer Schiffspfandbriefbank 
Schiffskommunalschuldverschreibungen nach 
§ 1 Nr. 2 ausgegeben, so sind auf diese Schuld-
verschreibungen und die ihnen zugrundeliegen-
den Darlehensforderungen die Vorschriften des 
§ 6 Abs. 1, 3 und 4 und der §§ 8, 20, 21, 23, 24, 28 bis 
33, 35 bis 36 c, 38 bis 41 mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß an die Stelle der Schiffspfandbriefe 
die Schiffskommunalschuldverschreibungen, an 
die Stelle der Schiffspfandbriefgläubiger die 
Gläubiger der Schiffskommunalschuldverschrei-
bungen, an die Stelle der Schiffshypotheken und 
der durch Schiffshypotheken gesicherten Darle-
hensforderungen die Schiffskommunaldarlehen 
sowie an die Stelle des Registers nach § 20 das 
Register für die zur Deckung der Schiffskommu- 
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nalschuldverschreibungen bestimmten Schiffs

-

kommunaldarlehen und sonstigen Werte treten. 

(2) Der Gesamtbetrag der im Umlauf befindli-
chen Schiffskommunalschuldverschreibungen 
darf unter Hinzurechnung der im Umlauf be-
findlichen Schiffspfandbriefe und der nach § 7 
Abs. 2 anzurechnenden Darlehen und Gewähr-
leistungen das Eineindrittelfache des Höchstbe-
trages nicht übersteigen, der in § 7 Abs. 1 für den 
Schiffspfandbriefumlauf allein bestimmt ist." 

Artikel 4 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Im Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I 
S. 1261) wird in § 81 Abs. 1 folgender Satz angefügt: 

„Sie nimmt die ihr nach diesem Gesetz und nach 
anderen Gesetzen zugewiesenen Aufgaben nur im 
öffentlichen Interesse wahr." 

Artikel 5 

Änderung der Vergleichsordnung 

In § 107 Abs. 2 der Vergleichsordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
311-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zu-
letzt durch Artikel 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 
29. März 1983 (BGBl. I S. 377) geändert worden ist, 
wird nach den Worten „der Konkursordnung" das 
Wort „und" durch ein Komma ersetzt und nach den 
Worten „des Handelsgesetzbuchs" die Angabe „und 
nach § 32 b Satz 1 des Gesetzes betreffend die Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung" eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Kreditwesen 

In Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Kreditwesen vom 24. März 
1976 (BGBl. I S. 725) werden §§ 1, 3, 4 Abs. 2 und § 5 
aufgehoben. 

Artikel 7 

Neufassung des Gesetzes über das Kreditwesen 

Der Bundesminister der Finanzen kann den 
Wortlaut des Gesetzes über das Kreditwesen in der 
vom 1. Juli 1985 an geltenden Fassung im Bundes-
gesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 
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Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 
1.Januar 1985 in Kraft. Artikel 1 Nr. 7, 11, 12, 17, 
soweit die Millionenkreditmeldungen betroffen 
sind, und 22 sowie die zugehörigen Bußgeldvor-
schriften und Artikel 2 §§ 3 und 7 treten am 1. Juli 
1985 in Kraft. 
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Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sätze 2 und 
3 am 1. Januar 1985 in Kraft. Artikel 1 Nr. 7, 11 und 
22 sowie die zugehörigen Bußgeldvorschriften und 
Artikel 2 §§ 3 und 7 treten am 1. Juli 1985 in Kraft. 
Artikel 1 Nr. 12 und 17, soweit die Millionenkredit-
meldungen betroffen sind, sowie die zugehörige 
Bußgeldvorschrift treten am 1. Juli 1986 in Kraft. 








